
Herr Krampfer lässt über den Tagesordnungspunkt gemeinsam mit dem Tagesordnungs-

punkt 13 beraten. 

 

Herr Westphal-Garken erklärt, dass die vorliegende Planung nicht mit einer nachhaltigen 

Flächenentwicklung gemäß Wohnraumversorgungskonzept in Einklang zu bringen sei. 

 

Er sieht genügend Potenzial im Rahmen der Innenentwicklung. Seine Faktion kann daher 

den Vorlagen nicht zustimmen. 

 

Frau Bühse appelliert, die Flächen für eine Bebauung mit Einfamilienhäusern zur Verfügung 

zu stellen, da die Nachfrage groß ist. 

 

Beschluss: 

1. Der Flächennutzungsplan 1990 der Stadt Neumünster ist für das Gebiet „Westlich Rosch-

dohler Weg, nördlich Kreuzkamp“, im Stadtteil Einfeld wie folgt zu ändern: 

 Anstelle einer Fläche für Landwirtschaft ist eine Wohnbauflächen (W) darzustellen. Durch 

die Planung sollen die langfristigen Stadtentwicklungsziele, Neumünster als Wohnstandort 

für alle attraktiv zu gestalten, dargestellt werden. 

 

2. Gemäß § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) ist eine Umweltprüfung durchzuführen, in der 

die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt, beschrieben und bewer-

tet werden. Die Umweltprüfung soll sich insbesondere auf die Belange des Immissions-

schutzes, des Bodenschutzes, des Schutzes von Orts- und Landschaftsbild sowie der Ver-

kehrsentwicklung beziehen. 

 

3. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen. 

 

4. Es ist eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB nach den 

Richtlinien der Stadt Neumünster durchzuführen; die in ihren Aufgabenbereichen berühr-

ten Behörden und Träger öffentlicher Belange sind über die Planung zu informieren und 

zur Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der 

Umweltprüfung aufzufordern. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 5 

Nein-Stimmen: 4 

Enthaltung: 0 

 

Endg. entsch. Stelle: Planungs- und Umweltausschuss 

 

Herr Stadtbaurat Kubiak weist auf die Anlage 5 der Drucksache 0867/2018/DS (und analog 

bei den anderen Drucksachen) hin. Hiermit ist die Verwaltung dem Wunsch nachgekommen, 

mittels Ablaufschema den jeweiligen Verfahrensstand zu dokumentieren. 

 


